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l. Allgemeine Bestimmungen

Grundlage und Geltungsbereich der Verordnung

Die Gemeinde Egg erlässt nach Massgabe der Bundesgesetzgebung
über den Gewässerschutz, gestützt auf die kantonale Gewässer-
schutzgesetzgebung sowie auf das Gesetz über das Gemeindewe-
sen, diese Verordnung über die Abwasseranlagen. Sie gilt für das
ganze Gemeindegebiet.

Arl.2 Aufgaben der Gemeinde

Abwasseranlagen Die Gemeinde erstellt, unterhält und betreibt zur Ableitung und Reini-
gung der Abwässer ein öffentliches Kanalisationsnetz mit den zugehö-
rigen zentralen Reinigungsanlagen. Sie passt diese Einrichtungen den
Forderungen eines zeitgemässen Gewässerschutzes an.

Der Ausbau der kommunalen Abwasseranlagen erfolgt im Rahmen
des jeweils geltenden, vom Regierungsrat genehmigten generellen
Kanalisationsprojekts etappenweise nach Massgabe der Erschlies-
sungsplanung oder, wo eine solche fehlt, des öffentlichen Bedürfnis-
ses. Für Sanierungsleitungen gilt das Bauprogramm gemäss dem vom
Regierungsrat genehmigten.kommunalen Abwassersanierungsplan.

Bauprogramm

Art. 3 Aufsicht

Gemeinderat

Art. I

Rechtsgrundlagen

Delegation

Art. 4 Kanalisationsnetz Begriff

Die Aufsicht über Bau, Betrieb und Unterhalt der öffentlichen und pri-
vaten Abwasseranlagen obliegt dem Gemeinderat.

Die Aufsicht gemäss Einführungsgesetz zum Gewässerschutzgesetz
richtet sich nach den Vorschriften dieserVerordnung. Vorbehalten blei-
ben abweichende Bestimmungen in Vereinbarungen mit anderen Ge-
meinden sowie besondere Anordnungen der kantonalen Behörde.

Der Gemeinderat ist befugt, im Rahmen der Vorschriften der Gemein-
deordnung einzelne Geschäfte oder Geschäftszweige einem beson-
deren Ausschuss oder einzelnen Verwaltungsorganen zur selbständi-
gen Erledigung zu übertragen oder zur Begutachtung bestimmter Fra-
gen unselbständige Kommissionen einzusetzen oder Fachleute beizu-
ziehen.

ln Anlehnung an $ 15 des kantonalen Einführungsgesetzes zum Ge-
wässerschutzgesetz wird in dieser Verordnung zwischen folgenden
Kanalisationen unterschieden :

- Hauptleitungen
- Nebenleitungen
- Sanierungsleitungen
- Grundstück-Anschlussleitungen
- Grund- und Fall-Leitungen



Öffentliche Kanäle

Art.5

Begriff

Baupflicht und
Finanzierung

Vorzeitige
Erstellung

Anlage der Kanäle
im Strassengebiet

Privatland

Art.6

Begriff

Bauträgel techn.
Anforderungen

Finanzierung

Nebenleitungen

sungsplanes gemäss Planungs- und Baugesetz'

Hauptleitungen

Hauptleitungen sind die wichtigsten Leitungen des Kanalisationsnet-

zes.

p den in der Regel durch die Gemeinde finan-

zi nicht durch Bundes- und Staatsbeiträge und

A ntümer gedeckt werden'

wünschen Private die vorzeitige Erstellung einer Hauptleitung für ein

Gebiet, das gemäss Erschliessungsplan noch nicht erschlossen wer-

J"n tu.., io kunn sie verweigert oder unbeschadet der Abgabe-

ptti"f't uon der Übernahme der Kosten durch die interessierten Priva-

ten abhängig gemacht werden'

Die Hauptleitungen werden in der Regel in öffentlichen strassen oder

¡n Oen ttir öffentichen Strassen bestimmten Gebieten (innerhalb Bau-

linien) verlegt.

lich, so ist das Enteignungsverfahren durchzuführen'

Durchteitungsrecnt Durchleitungsrechte sind im Grundbuch e¡nzutragen; Kanäle im Bauli-

nienbereich"sindgemässdeneinschlägigeneidgenössischenund
kantonalen Vorschriften im Grundbuch anzumerken'

Nebenleitungen sammeln die Abwässer in den Quartieren und führen

sie den HauPtleitungen zu.

Die Nebenleitungen sind durch die Eigentümer der anzuschliessenden

Grundstückezu_erstellen.VorbehaltenbleibendieMöglichkeitender
Gemeinde, diese Leitungen selbst zu erstellen (S 15 Abs' 3 Einfüh-

rungsgesetz zum Gewässerschutzgesetz und SS 166-168 Planungs-

unO"Aäugesetz). Die Leitungen haben den gleichen technischen Anfor-

derungeñ zu genügen wie die Hauptleitunqen' Der Gemeinderat ge-

nehmigt die Projekte und beaufsichtigt den Bau'

DieBaukostenderNebenleitungenWerdeninderRegelvollumfäng-
lich von den Eigentümern der anzuschliessenden Grundstücke getra-

gen.
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Mehrkosten bei
Mehrkaliber

Eigentums-
übertragung

Wird auf Verlangen der Gemeinde eine Nebenleitung im öffentlichen
lnteresse grösser dimensioniert, so werden die Mehrkosten von der
Gemeinde übernommen.

Nebenleitungen sind mit ihrerAbnahme durch besonderen Beschluss
des Gemeinderates in das Eigentum der Gemeinde zu überführen. Die
Übernahme erfolgt unentgeltlich. Sie entbindet die Grundeigentümer
nicht von der Leistung ausstehender Kostenanteile. Der Gemeinderat
regelt die Einzelheiten.

Art.7 Sanierungsleitungen

Begriff, Baupflicht Sanierungsleitungen dienen der abwassertechnischen Sanierung von
Ortsteilen, Weilern, Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone. Der
Gemeinderat bestimmt, welche Sanierungsleitungen als öffentliche
Kanäle erstellt werden. Als öffentlich gelten in jedem Fall Kanäle, für
welche die Baupflicht gemäss kantonaler Gesetzgebung bei der Ge-
meinde liegt.

lm übrigen gelten die Bestimmungen dieser Verordnung betreffend
Haupt- und Nebenleitungen sinngemäss.

Art. 8 Grundstückentwässerung, Begriffe

Grundstück- Grundstück-Anschlussleitungen heissen die Kanäle zwischen Haupt-,
Anschlussleitung Neben- oder Sanierungsleitungen einerseits und der ersten Reini-

gungsöffnung der Grundstückentwässerung in Hausnähe resp. inner-
halb der Gebäude anderseits. Sie dienen der Abwasserableitung ein-
zelner Häuser oder kleinerer Häusergruppen.

Grundleitung Grundleitungen sind die übrigen im Erd- oder Fundamentbereich ver-
legten Leitungen der Grundstückentwässerung. Sie führen dieAbwäs-
ser der Anschlussleitung zu.

Fall-Leitungen Fall-Leitungen führen durch ein oder mehrere Geschosse. Sie werden
über Dach entlüftet. Sie führen die Abwässer den Grundleitungen zu.

Finanzierung Grundstück-Anschlussleitungen inkl. Anschlussstück, Grund- und
Fall-Leitungen sind von den Grundeigentümern auf eigene Kosten zu
erstellen und zu betreiben.

Art. 9 Übernahme privater Anlagen

Öffentl¡ches Die Gemeinde kann auf Begehren oder mit Zustimmung der Berechtig-
lnteresse ten auch private Abwasseranlagen, die öffentlichem lnteresse dienen,

übernehmen.

Bechtsvorbehalt Die Bestimmungen der Baugesetzgebung sowie die lnanspruch-
nahme des Enteignungsrechts durch die Gemeinde bleiben vorbehal-
ten.

Art. 10 Unterhalt

Die von der Gemeinde erstellten und übernommenen Kanäle, Regen-
becken usw. sowie die zentralen Reinigungsanlagen sind durch die

Kostentragung
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Ersatzvornahme

Gemeinde, die privaten Abwasseranlagen durch die Grundeigentümer
zu unterhalten und zu reinigen. Die Kosten tragen die Pflichtigen'

Missstände berechtigen die Gemeinde zur Ersatzvornahme (SS 9' 10

und 11 des Einführungsgesetzes zum Gewässerschutzgesetz)'

Art.11 Leitungskataster

Der Gemeinderat kann durch einen Fachmann einen Kataster der öf-
fentlichen Kanalisation und der daran angeschlossenen privaten, aus-

serhalb der Gebäude liegenden Abwasseranlagen erstellen und nach-

führen lassen.

DieGrundeigentümersindverpflichtet,diehiefürnotwendigenAnga.
benzumachenundallfällignotwendigeErhebungenaufihrenLiegen-
schaften zu dulden. Die Aufnahme innerhalb des Grundstückes geht

zu Lasten des Grundeigentümers.

ll. Abwasserbese¡tigung privater Liegenschaften

Art.12 AnschlussPflicht

lm Bereich von Kanalisationen besteht eine allgemeine Abwasseran-

schlusspflicht nach der eidgenössischen und kantonalen Gewässer-

schutzgesetzgebung.
Oie Anschlusspflicht besteht auch dann, wenn die Abwässer gehoben

werden müssen.

Art. 13 Gruben für tierische Jauche

Die Erstellung abflussloser Gruben zur Aufnahme tierischer Jauche

bedarf der Bewilligung des Amtes für Gewässerschutz und wasser-

bau.

Art. 14 AbflussloseAbwassergruben

Das Erstellen abflussloser Abwassergruben ist nur in den von der eid-
genössischenundkantonalenGewässerschutzgesetzgebungzuge-
lassenen Fällen gestattet und bedarf der Bewilligung des Amtes für

Gewässerschutz und Wasserbau.

Art.15 Grubenentleerung

Bei abflusslosen Gruben für nicht landwirtschaftliche Liegenschaften
ist der Gesundheitsbehörde Rechenschaft zuhanden des Amtes für
GewässerschutzundWasserbauabzugeben,durchwenundwohin
die Abgänge beseitigt und wie sie unschädlich gemacht werden'

Landw. Verwertung Die landwirtschaftliche ver gänge setzt eine ge-

nügend grosse, geeignete aus' Fijr die Berech-

nung deõ Stapelvolumens es Bundesamtes für
Umweltschutz, Wald und Landschaft (BUWAL)'
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Art. 16 Anschlussfrist

Bei Anschluss an
öffentlichen Kanal

Bei Anschluss an
Privatleitungen

Wird durch den Neubau eines öffentlichen Kanals die Anschlussmög-
lichkeit für bestehende Gebäude geschaffen, so hat derAnschluss mit
dem Bau des Kanals oder auf entsprechende Verfügung des Gemein-
derates hin längstens innert sechs Monaten nach der Kanalvollendung
zu erfolgen. Der Gemeinderat kann bei säumigen Grundeigentümern
nach vorgängig erfolgter, unbeachteter Mahnung Ersatzvornahme an-
ordnen. Bei Kanalbauten im öffentlichen Strassengebiet muss die
Grundstücksanschlussleitung, soweit sie im Strassengebiet verläuft,
gleichzeitig erstellt werden.

Dieselben Anschlussfristen gelten bei Anschlussmöglichkeit an nicht
öffentliche Kanalisationen. Einigen sich die Beteiligten über die Höhe
des Mitbenützungsbeitrags nicht, so hat der zum Anschluss Verpflich-
tete innert der nämlichen Frist das Schätzungsverfahren gemäss $ 16

des Einführungsgesetzes zum Gewässerschutzgesetz einzuleiten.

Art. 17 Umfang der Anschlusspflicht

Die Anschlusspflicht erstreckt s¡ch, soweit diese Verordnung nichts
anderes bestimmt, auf alle dem Entwässerungskonzept entsprechen-
den Abwässer gemäss Art.19-24.

Art, 18 Gebühren

Die Grundeigentümer haben für die Benützung der Gemeindekanali-
sation und der zentralen Abwasserreinigungsanlage Gebühren ge-
mäss besondererVerordnung zu entrichten, auch wenn derAnschluss
unter Mitbenützung privater Leitungen erfolgt.

Ill. Art der Ableitung und Vorbehandlung der Abwässer

Art. 19 Begriff des Abwassers

Schmutzwasser Als Schmutzwasser im Sinne dieserVerordnung gilt alles in irgendwel-
cher Form gebrauchte Wasser aus Wohnhäusern, Gewerbe- und lndu-
striebetrieben, Schwimmbädern sowie belasteten Platz- und Stras-
senflächen usw., das vor seiner Einleitung in ein Gewässer behandelt
werden muss, damit es den Anforderungen der eidgenössischen Ver-
ordnung über Abwassereinleitungen vom 8. Dezember 1975 bzw. all-
fälliger Nachfolgeerlasse entspricht.

Als ungebrauchtes Abwasser wird das übrige unbelastete Abwasser
bezeichnet, dessen Beseitigung (Ableitung oder Versickerung) im ln-
teresse der öffentlichen Gesundheitspflege oder sonst des öffentli-
chen Wohls liegt. Das Fassen und Ableiten von Grund-, Quell- und
über längere Zeit anfallendem Sickerwasser sowíe das Versickern von
ungebrauchtem Abwasser bedarf der Bewilligung des Amtes für Ge-
wässerschutz u nd Wasserbau.

Ungebrauchtes
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Art.20 MischsYstem

Gemeinsame Beim Mischsystem ist für das schmutzwasser und das ungebrauchte

Anschlussteituns nowasier eine gemeinsame Grundstück-Anschlussleitung zu erstel-

len.FürdieinterneGrundstückentwässerunggiltdasTrennsystem.

Art.21 TrennsYstem

Getrennte Beim frennsystem sind für das schmutzwasser und das ungebrauchte

Anschlussleitungen Abwasser separate Leitungssysteme zu erstellen'

Ausscheidungs- Der Gemeinderat entscheidet in Grenzfällen, nach Rücksprache mit

befugnis dem Amt für Gewässerschutz und Wasserbau, welche Abwässer an

die Schmutzwasserleitungen anzuschliessen sind'

Bodenabtäufe, Alle überdachten Flächen sind im Trennsystem an die Schmutzwasser-

unterniveaugaragen leitung anzuschliessen oder abflusslos zu gestalten'

Art.22 Verweigerung derAbwasserabnahme

unbetastetes Dachwasser oder unbelastetes Abwasser ist in den im Generellen Ka-

Abwasser nalisaiiánsprojekt (GKP) entsprechend gekennzeichneten Gebieten

versickern t, turr"n bzw. in öffentliche Gewässer oder Drainagen ab-

zuleiten,fallseineVersickerungnichtmöglichist.AuchfürGebiete,die
im GKP nicht besonders gekennzeichnet sind, WerdenVerSickerungen

verlangt, sofern es die Bodenverhältnisse zulassen'

Sickerwasser Generell darf Sickerwasser weder im Misch- noch im Trennsystem der

ranaliÀation zugeleitet werden. Muss aus bestimmten Gründen sik-

kerwasser gefaõst werden, so ist dieses möglichst auf dem gleichen

GrunãstücÈwieder versickern zu lassen. lst mit nachweisbaren Grün-

den weder eine Versickerung noch die Ableitung in öffentliche Gewäs-

seroderDrainagenmöglich,sodarfdasSickerwasserderMischwas-
ser- bzw. der Meteorwasserleitung zugeführt werden'

Einteitung, Versicke- Für die direkte und indirekte Einleitung von ungebrauchtem Abwasser

rung, aeñ,ìtligung in öffentliche Gewässer und für Versickerungen bleibt die Bewilligung

desAmtesfürGewässerschutzundWasserbauvorbehalten.

Kühlwasser usw. Der Gemeinderat kann die Abnahme wenig oder unverschmutzter Ab-

wässer(Kühlwasser,Schwimmbäder,Laufbrunnenusw')verweigern.

spitzenmengen Fallen auf einer Liegenschaft grössere Abwassermengen stossweise

an,kannderGemeinderatanordnen'dassMassnahmenzumAus-
gleich des Abflusses getroffen werden'

Art. 23 Schädliche Abwässer

Beschaffenheit Die der öffentlichen Kanalisation zuzuleitenden Abwässer müssen so

beschaffen sein, dass sie weder die Anlageteile der Kanalisation und

derzentralenAbwasserreinigungsanlageschädigen,nochderenBe-
trieb, Ùnterhalt und Reiniguig erschweren oder die tierischen und

pflanzlichen Lebewesen im Vorfluter gefährden oder zerstören bzw.

dessenNutzungzuTrinkwasserzweckeninFragestellen.Massge-
bend ist die eid-genössische Verordnung über Abwassereinleitungen

vom 8. Dezembel 1975 bzw' ein allfälliger Nachfolgeerlass'
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Unzulässige
Einleitung

Zweifelsfälle

Unzulässig ist namentlich die direkte oder indirekte Einleitung von:
a) Gasen und Dämpfen
b) infektiösen, giftigen, feuer- und explosionsgefährlichen oder radio-
aktiven Rückständen
c) geruchsbelästigenden oder stark färbenden Stoffen
d) Abwässern aus Aborten ohne Wasserspülung, Jauche aus Ställen
und Miststöcken, Abflüssen aus Futtersilos und Komposthaufen so-
wie Abflüssen mit Reslen von Pflanzenschutzmitteln (Spritzmittelbrü-
hen)
e) Stoffen aller Art, die in der Kanalisation zu Verstopfungen oder zu e¡-

ner vermeidbaren Erhöhung der Verschmutzung Anlass geben kön-
nen, wie z. B. Sand, Zementmilch, Schutt, Kehricht, Asche, Schlak-
ken, Küchenabfälle, Metzgereiabfälle, Lumpen, Rückstände aus
Schlammsammlern, Klärgruben, Fett- und Olabscheidern usw.
f) dickflüssigen, breiigen und schlammigen Stoffen, wie z. B. Farben,
Bitumen, Teeren usw.
g) Ölen, Fetten, Benzin, Lösungsmitteln usw.
h) Flüssigkeiten mit Temþeraturen von über 40 Grad Celsius, die wäh-
rend länger als 5 Minuten abfliessen
i) Säuren und Laugen in schädlichen Konzentrationen
j) Abwässern aus Schwimmbädern mit Resten von Desinfektionsmit-
teln in unzulässigen Konzentrationen

ln Zweifelsfällen entscheidet der Gemeinderat aufgrund eines Gutach-
tens und nach Rücksprache mit dem Amt für Gewässerschutz und
Wasserbau.

Art.24 Gewerbliche und industrielle Abwässer

Grundsätze Für die Abwasserbeseitigung gewerblicher und industrieller Betriebe
gelten die Grundsätze der eidgenössischen Gewässerschutzgesetz-
gebung, insbesondere die derAllg. Gewässerschutzverordnung'

Anforderungen Abwässer aus gewerblichen und industriellen Betrieben dürfen nur
der Kanalisation zugeleitet werden, wenn sie den Anforderungen von
Art. 23 genügen und in der zentralen Abwasserreinigungsanlageohne
besondere Einrichtungen hinreichend gereinigt werden können.

Vorbehandtung, Der Gemeinderat leitet das Anschlussgesuch für gewerbliche und in-
Erfordernis dustrielle Betriebe an das Amt für Gewässerschutz und Wasserbau

(AGW) zur Stellungnahme weiter. lst eineVorbehandlung angezeigt, so
ordnet das AGW die erforderlichen Massnahmen an. Die Vorbehand-
lung der Abwässer erfolgt am Entstehungsort auf Kosten des Verursa-
chers (2. B. durch Entgiftung, Desinfektion, Neutralisation usw').

Vorbehandtungs- Die Pläne für die Vorbehandlungsanlagen sind dem Gemeinderat fünf-
anlagen, Projekt fach zuhanden des Kantonalen Amtes für Gewässerschutz und Was-

serbau einzureichen. Dieser leitet sie dem Amt zur Stellungnahme wei-
ter.

Anschtuss- Der Gemeinderat erteilt die Anschlussbewilligung erst, wenn die Zu-
bewilligung stimmung des Kantonalen Amtes für Gewässerschutz und Wasserbau

vorliegt.
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Bewilligungs-
widerruf

EineerteilteBewilligungfürdieEinleitungindustriellerodergewerb-
ä"rrãiÀo*at.er kañn im Einvernehmen mit dem Amt für Gewässer-

sòhut, ,nO Wasserbau entschädigungslos aufgehoben oder an stren-

;;;; äi;srn gen geknüpft werdãn, wenn.,sìch die Vorbehandluns als

i, *"tg *itLsäm e"rweisi oder sic sonst Übelstände einstellen'

Art. 25 Abwasser mit Mineralölanfall

genschaften zu behandeln'

Mineralötabschei- wo die Verhältnisse dies erfordern, kann das Amt für Gewässerschutz

dermìtweitgehen-undWasserbaudenEinbauvonMineralölabscheidernmitweiterge-
derAbscheìãe- n"n¿"rnO."f.''"idewirkung verlangen. Bei gewerblichen und industriel-
wirkung len Betrieben gilt sinngemäss Art' 24'

AblaufaufDurchbaulicheMassnahmenistzuverhindern,dassAbwasservon
Oî"ntf¡ðñ"r Grund privaten Park- oder Garagenvorplätzen auf öffentliches Strassenge-

biet abfliessen kann'

Art.26 BesondereSchutzmassnahmen

Motorfahrzeug-
pflege

Tankanlagen und
Gebindelager

Att.27 SchädlicheAbgänge

Grundsatz

Stapelbehälter

Abgänge, die nicht der öffentlichen Kanalisation zugeführt werden

otiñ"tiÃlt- zg), sind auf eine andere gesetzeskonforme Art zu beseiti-

gen.

Stapelbehälter sind genügend gross zu bemessen und so anzulegen

,nããtátt"¡oen, daõs oiãumgéoung weder belästigt noch gefährdet

wirã. VorOenalten bleibt die Bewilligung des Amtes für Gewässer-

schutz und Wasserbau.
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Anpassung be-
stehender Anlagen

Beibehaltung von
Vorbehandlungs-
Anlagen

Arl.28 Bauten ausserhalb der Bauzone

lst bei Bauten der Anschluss an eine zentrale Abwasserreinigungsan-
lage nicht möglich, so bestimmt das Amt für Gewässerschutz und
Wasserbau über die Art der Reinigung und Ableitung resp. die ander-
weitige Beseitigung der Abwässer im Rahmen der gesetzlichen Be-
stimmungen.

Art,29 Schwemmsystem

Direkte Wo die Abwässer einer zentralen Abwasserreinigungsanlage zuge-
Abschwemmuns führt werden, sind sie ohne Einzelreinigungsanlage (2. B. Klärgrube)

direkt in die öffentliche Kanalisation abzuschwemmen.

Bestehende private Einzelreinigungsanlagen sind auf Kosten des
Grundeigentümers gesundheitspolizeilich einwandfrei auszuschalten;
der Gemeinderat trifft die erforderlichen Anordnungen.

Mineralölabscheider sowie besondere Einrichtungen für die Vorbe-
handlung der Abwässer sind beizubehalten.

lV. Bewilligungsverfahren

Art.30 Bewilligungspflicht

Anschlussgesuch Für die Erstellung, Erweiterung oder Änderung einer an die öffentliche
Kanalisation anzuschliessenden bzw. angeschlossenen privaten Ab-
wasseranlage ist beim Gemeinderat die Bewilligung einzuholen. Bei
nicht anzuschliessenden Liegenschaften resp. Einzelreinigungsanla-
gen ist dem Gemeinderat ein Gesuch zuhanden des Amtes für Gewäs-
serschutz und Wasserbau einzureichen.

Baugesuch, techn. Bei Neubauten sowie bei bewilligungspflichtigen Anderungen an be-
Nachweis der stehenden Abwasseranlagen, die mit baulichen Veränderungen ver-
Entwässerung bunden sind, ist bei der Baueingabe der technische Nachweis zu er-

bringen, dass eine gesetzeskonforme Entwässerung möglich ist.

Art.31 Gesuchsunterlagen

Das Gesuch ist schriftlich einzureichen und hat bei gewerblichen und
industriellen Betrieben gemäss derWegleitung desAGW (Behandlung
eines Gesuchs für die Einleitung von lndustrie- und Gewerbeabwasser
in die öffentliche Kanalisation) zu erfolgen.

Mit dem Gesuch sind folgende vom Grundeigentümer, Bauherr und
vom Projektverfasser unterzeichnete Pläne auf Normalformat A4 (210
x 297 mm) gefaltet dreifach, bei industriellem oder gewerblichem Ab-
wasser f ünffach, vorzulegen :

a) Grundbuchplankopie mit eingetragener Abwasserleitung bis und
mit Anschluss an die öffentliche Kanalisation; im Anschlussbereich ist

Schriftliches
Gesuch

Grundbuchplan-
kopie
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Längenprofil

Ka n a lis ationsPlan

Technische
Angaben

Unvollständige
Gesuche

derbestehendeKanalinkl.seinenbeidenNachbarschächtendarzu-
stellen.

b) Längenprofil der Abwasserleitung im Massstab 1 : 50 oder 1 : 100;

oã",. nür Details bei Durchbrüchen und genùgende Kotierung bei c).

c) Kanalisationsplan des Gebäudes 1 : 50 oder 1 : 100' aus welchem

sâmtlicne Wassòranfallstellen, Schmutzwasser und Meteorwasserlei-

tunòen, VorO"handlungsanlagen u ld Schächte ersichtlich sind'

ln den Plänen sind alle Koten, Kaliber und Gefälle sowie Angaben über

das , besondere Anlagen wie Entlüftungen' Pum-

pen zutragen' ln besonderen Fällen sind techni-

sch ringeñ. Die Leitungen sind nach Art der Ab-

wasserbeschickung zu kolorieren'

Unvollständige Gesuche und unfachgemässe Pläne werden zurückge-

wtesen.

Grabarbeìten in Muss für die Erstellung einer Anschlussleitung Strassengebiet bean-

Staats- und sprucfri wãrden, ist beì-staatsstrassen die Bewilligung beim zuständi-

éemein¿estras."n gãn Xieisingeniãur des Kantonalen Strasseninspektorates, bei Ge-

meindestraJsenbeimBauamtderGemeinde,einzuholen.

Art.33 Anschlussbewilligung

StehtderAusführungdesAnschlussesnichtsentgegen,soerteiltder
Gemeùderat die An-schlussbewilligung und gibt einen genehmigten

Plansatz an den Bauherrn zurück'

Art.34 Baubeginn

VorErteilungderBewilligungdarfmitdenBauarbeitennichtbegonnen
werden.

Art. 32 Verzicht auf Planvorlage; Anschluss bei Kanalbau

Anschluss bei
Kanalbau

Art.35 Projektänderung

Von den genehmigten Plänen darf nicht abgewichen werden' Für jede

Anderuni ist unaúfgefordert eine neue Planvorlage-einzurei-chen, es

sei denn, das Kontrõllorgan begnüge sich bei geringfügigen Anderun-

gen ausárücklich mit deñr Einrelchen der Pläne des ausgeführten Bau-

werks.
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Art.36 Benützungsänderung

Für jede Anderung in der Benützung der Abwasseranlagen, die auf
Menge und Beschaffenheit der Abwässer einen Einfluss hat, ist vor-
gängig beim Gemeinderat eine Bewilligung einzuholen. Bei gewerbli-
chen und industriellen Betrieben gilt sinngemäss Art. 24.

Art. 37 Geltungsdauer der Bewilligung

Verfall Die erteilte Bewilligung erlischt nach Ablauf von zwei Jahren, wenn
inzwischen mit derAusführung derAnlage nicht begonnen worden ist.

Verfall bei Neu- Wird die Abwasseranlage im Zusammenhang mit dem Neu- oder Um-
oder Umbau eines bau eines Gebäudes erstellt oder geändert, so erlischt die Anschluss-
Gebäudes bewilligung gleichzeitig mit der entsprechenden baupolizeilichen Be-

willigung.

V. Kontrolle und Haftung

Art. 38 Abnahme der Anlage

Baukontrolle Leitungen und Einrichtungen sind nach ihrer Fertigstellung der zu-
ständigen Behörde zur Kontrolle anzumelden. Die Kontrolle ist bis
spätestens zwei Arbeitstage nach der Anmeldung durchzuführen.
Die schmutzwasserberührten Anlageteile der Grundstückentwässe-
rung sind mit Stichproben, in besonderen Fällen auf der ganzen
Länge, auf Dichtheit zu prüfen. Die zuständigen Organe bezeichnen
die zu prüfenden Anlageteile. Die Prüfung hat nach SIA-Norm 190 zu
erfolgen.

Die Anschlussleitung darf nicht verlegt werden, bevor das Anschluss-
stück betriebsbereit versetzt und durch das Kontrollorgan abgenom-
men und eingemessen worden ist. Bei Nichteinhaltung dieser Vor-
schrift kann derAnschluss innerhalb von zwei Jahren nach Fertigstel-
lung mit dem Kanalfernsehen, auf Kosten des Eigentümers, kontrol-
liert werden.

Anlageteile, die unterirdisch zu liegen kommen, dürfen erst einge-
deckt werden, nachdem Kontrolle und Einmessung stattgefunden ha-
ben.

Der Gemeinderat lässt die vollendeten Anlagen prüfen und verfügl die
An passung vorschriftswidri ger Tei le.

Die Anlagen dürfen erst definitiv in Betrieb gesetzt werden, nachdem
die behördliche Kontrolle ergeben hat, dass sie richtig ausgeführt sind
und zweckentsprechend funktionieren.

Nach der Ausführung des Projektes sind dem Gemeinderat nach Ab-
nahme der Kanalisationsanlage Pläne des ausgeführten Bauwerks im
Doppel einzureichen.

Kontrolle
Ansch I ussfl ansch

Eindeckung

Vorschriftswidrige
Anlageteile

lnbetriebnahme

Ausfü hrungspläne
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Art.39 Mitwirkung des Bauherrn und des Unternehmers

Für die Kontrolle bei Abnahme neuer oder geänderter Abwasseranla-
gen sind vom Bauherrn resp. seinem Unternehmer die erforderlichen
Arbeiter, Geräte und Materialien unentgeltlich zurVerfügung zu stellen.

Art.40 Betriebskontrolle

Kontroilbefugnis Die Behörden sind befugt, die privaten Abwasseranlagen jederzeit zu

kontrollieren oder kontrollieren zu lassen und die Behebung von Miss-

ständen anzuordnen.

Die Behörden sind überdies befugt, die öffentlichen, innerhalb von pri-

vatem Grund verlegten Abwasseranlagen jederzeit zu kontrollieren

oder kontrollieren zu lassen und Unterhaltsarbeiten auszuführen.

Zutrittsrecht Den Kontrollorganen ist der ungehinderte Zutritt zu den Anlagen zu ge-

statten.

Art. 41 Haftpflicht
privateHaftung Die Prüfung und die Kontrolle der Anlagen durch das Kontrollorgan

entbindet weder den Unternehmer noch den Bauleiter oder Bauherrn

bzw. Grundeigentümer von der eigenen Verantwortung, die sie für die

Ausführung, den Betrieb und den Unterhalt derAnlage tragen'

Aus der behördlichen Mitwirkung kann keine über die gesetzliche Haft-
pf licht hinausgehende Verantwortlichkeit abgeleitet werden.

Arl.42

Behördliche
Haftung

Schadenhaftung

Für Schäden an öffentlichen Abwasseranlagen, die infolge mangelhaf-

ter Erstellung, ungenügenden Funktionierens oder mangelhaften Be-

triebes und unterhaltes privatei. Abwasseranlagen entstehen, haften

der Grundeigenttjmer und der Fehlbare im Rahmen der eidgenössi-
schenGesetzgebung,d.h.auchwennkeinVerschuldenvorliegt(Kau-
salhaftPf licht).

VI. Bau und Betrieb der pr¡vaten Abwasseranlagen

Art.43 Fachmännische Ausführung

Die privaten Abwasseranlagen sind durch ausgewiesene Fachleute zu

erstellen.

Die Gemeinde kann die Anschlussleitungen im öffentlichen Grund auf

Kosten des Grundeigentümers durch ihre organe oder Dritte ausfüh-
ren lassen.
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Art. 44 Getrennte Grundstückentwässerung

Einzelanschluss Jedes Grundstück ist für sich und ohne Benutzung von fremdem
Grund über möglichst wenigeAnschlussleitungen zu entwässern. Bei
besonderen Verhältnissen kann der Gemeinderat Ausnahmen bewilli-
gen.

crundstück- Bei Teilung von Grundstücken kann der Gemeinderat anordnen, dass
teilung die Abwasseranlagen der neugebildeten Parzelle dieser Vorschrift an-

zupassen sind, sofern die Rechtsverhältnisse nicht gemäss Art. 45 be-
friedigend geregelt werden.

Art.45 Kollektivanschlüsse

Mitbenützung und Wird für mehrere Grundstücke eine gemeinsame Anschlussleitung be-
Durchleitungsrecht willigt oder wird die Durchleitung durch fremden Grund gestattet, so

haben die Beteiligten vor Baubeginn die gegenseitigen Rechte und
Pflichten (Durchleitung, .Erstellen, Unterhalt, finanzielle Leistungen
usw.) zu regeln und durch Eintrag der notwendigen Dienstbarkeiten im
Grundbuch zu sichern. Hierüber ist dem Gemeinderat das Zeugnis
des Grundbuchamtes vorzulegen. Solche Dienstbarkeiten dürfen nur
mit Zustimmung des Gemeinderates aufgehoben werden, was durch
öffentlich-rechtliche Ei gentumsbeschränkun g anzumerken ist.

Gemeinschafts- Sofern es die Verhältnisse als zweckmässig erscheinen lassen, kann
anschluss der Gemeinderat die gemeinsame Entwässerung von Grundstücken

verlangen.

Quartierplan- Die Erstellung gemeinsamerKanalisationen im Quartierplanverfahren
verfahren bleibt vorbehalten.

Art.46 TechnischerAnhang

Der Gemeinderat erlässt in Zusammenarbeit mit dem Amt für Gewäs-
serschutz und Wasserbau einen Technischen Anhang als Ergänzung
zu dieser Verordnung. Der Anhang enthält technische Vorschriften
über die Anlage, Dimensionierung und Erstellung von Leitungen für die
Grundstückentwässerung sowie der zugehörigen Kontrollschächte,
Schlammsammler, Putz- und Spülstutzen. DertechnischeAnhang be-
darf der Genehmigung durch die Baudirektion.

Art.47

Zulassung

Materialien

Hygienische
Anforderungen

Für alle Abwasseranlagen dürfen nur geeignete und qualitativ ein-
wandfreie Materialien verwendet werden. Die Zulassungsempfehlung
des Verbandes Schweiz. Abwasserfachleute (VSA) und des Schweize-
rischen Spenglermeister- und lnstallateurverbandes (SSIV) ist für
Rohrleitungen inkl. Formstücke verbindlich. Für neue Materialien kann
ein amtlicher Prüftest verlangt werden.

Alle Apparate und Einrichtungen haben in konstruktiver Hinsicht den
hygienischen Anforderungen zu genügen.
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Art.48 AllgemeineBauvorschriften

VSA- und SSIV-
Bichtlinien,
SIA-Norm

Soweit diese Verordnung oder der zugehörige technische Anhang

nichts anderes vorschreibt, sind die Richtlinien desVSA und des SSIV

für die Entwässerung von Liegenschaften sowie die SIA-Norm 190

massgebend.

Die Abwässer sind in einer geschlossenen Leitung der öffentlichen Ka-

nalisation unterirdisch zuzuleiten.
Unterirdische
Zuleìtung

Art.49 Anschluss an öffentliche Kanäle

Anschlussflansch DerAnschluss der Grundstücksentwässerung an die öffentliche Kana-

lisation oder an eine Nebenleitung hat mit entsprechenden Formstük-

ken in der Regel achsbündig zu erfolgen.

Art. 50 Entwässerung tieftiegender Räume

crundsatz Alle Abwässel die mit freiem Gefälle abgeleitet werden können, sind

direkt der Kanalisation zuzuleiten.

Aus tieferliegenden Räumen, die nicht mit natürlichem Gefälle entwäs-
sert werden können, sind die Abwässer durch Pumpen der Kanalisa-

tion zuzuführen. Die Druckleitung ist dabei über die maximale Rück-

stauhöhe des öffentlichen Kanals zu führen'

lnjektoren lnjektoren sind nicht zulässig.

Art. 51 Entlüftung Geruchsverschluss

En¡üftung Jede Entwässerungsanlage innerhalb eines Gebäudes ist bis über

Dach zu entlüften.

Geruchsverschluss Alle an die Entwässerungsanlage angeschlossenen Einr¡chtungen
(WC,Pissoirs,Bidets,Waschbeckenusw.)müssenmiteinemwirksa-
men Geruchsverschluss versehen sçin.

Art.52 Spülklosetts

wasserspütung An die öffentliche Kanalisation dürfen nurAborte und Pissoirs mitWas-

serspülung angeschlossen werden.

spütkasten ln Neubauten sind die Klosetts mit Spülkästen zu versehen. ln beste-

henden Gebäuden sind Spülkästen bei Anderungen oder Erneuerun-
gen der sanitären Anlagen einzubauen.

Art.53 Kehrichtzerkleinerung

Der Einbau von Vorrichtungen zur Beigabe von zerkleinertem Kehricht
(Küchenabfallzerkleinererusw.)indieKanalisationistverboten.

Art. 54 Verbindung von Frisch- und Abwasserleitungen

Verbot Jede unmittelbare Verbindung von Wasserversorgungsleitungen mit

Abwasseranlagen ist verboten.
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Dampf- und lm besonderen dürfen Dampfanlagen und Dampfwasserleitungen,
Entleerungsleitungen von Heizungen usw. nicht direkt an Abwasserlei-
tungen angeschlossen werden.

Heisswasser

VII. Unterhalt und Re¡nigung

Art. 55

Unterhaltspf lìcht Alle privaten Abwasseranlagen müssen von den jeweiligen Eigen-
tümern in gutem, funktionstüchtigem Zustand gehalten werden. Sie
sind nach Bedarf gründlich zu spülen und zu reinigen. Empfehlung:
Anschlussleitungen von Einfamilienhäusern alle zwei Jahre einmal,
solche von Mehrfamilienhäusern einmal pro Jahr spülen.

Einzelreinigungs- Biologische Einzelreinigungsanlagen sind gemäss besonderen Be-
anlagen stimmungen zu unterhalten.

Schlammsammler, Schlammsammler und Mineralölabscheider sind regelmässig zu kon-
Mineralölabscheider troll¡eren und nach Bedarf zu entleeren. Das Abscheidegut ist auf un-

schädliche Weise zu beseitigen. Es darf unter keinen Umständen in die
Kanalisation oder in ober- und unterirdische Gewässer abgelassen
werden.

Öffentlicher Die Reinigung von gewerblichen Anlagen kann durch die Gemeinde
Reinigungsdienst auf Kosten des Werkträgers erfolgen.

Pumpen, Bodenab- Pumpen und Bodenabläufe mit Rückstauverschlüssen sind durch die
läufe mit Rück- Eigentümer regelmässig auf ihre Funktionstüchtigkeit zu prüfen und
stauverschlüssen ständigzuwarten.

Vlll. Schluss-, Übergangs- und Strafbestimmungen

Art.56 Vorbehalte, eidg. und kant. Rechte

Die Bundesgesetzgebung über den Gewässerschutz, die kantonale
Gewässerschutzgesetzgebung sowie die Anordnungen der kantona-
len Behörden bleiben vorbehalten.

Art. 57 Ausnahmebewilligungen

Der Gemeinderat kann bei Vorliegen besonderer Verhältnisse Ausnah-
men von den Vorschriften dieser Verordnung gestatten, sofern diese
nicht die eidgenössische und kantonale Gewässerschutzgesetzge-
bung verletzen.

Der Gemeinderat gibt von jeder Ausnahmebewilligung dem Amt für
Gewässerschutz und Wasserbau des Kt. ZH Kenntnis.

Art.58 BestehendeAbwasseranlagen

Beibehaltung Bestehende, im Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser Verordnung be-
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Anpassung bei
öffentlichen
Sanierungen

Missstände

Anpassung beì
Umbauten

An passungskosten

reits an die öffentliche Kanalisation angeschlossene, private Abwas-
seranlagen können auf Zusehen hin im bisherigen Zustand belassen
werden, solange sie zu keinen Missständen führen.

Der Gemeinderat kann gebietswe¡se oder zusammen mit Sanierungen
am öffentlichen Kanalnetz die Privaten ebenfalls verpflichten, ihre Ab-
wasseranlagen einem zeitgemässen Gewässerschutz anzupassen.

Missstände, z. B. Fehlanschlüsse, sind im lnteresse des Gewässer-
schutzes der Behörde zu melden und umgehend zu beseitigen.

Bei erheblichen Erweiterungen privaterAbwasseranlagen und eingrei-
fenden Umbauten von Gebäuden sind angeschlossene Anlagen dem
zeitgemässen Gewässerschutz anzupassen.

Die Anpassungskosten gehen zulasten des Grundeigentümers.

Art.59 Verwaltungsgebühren

Art.6O Rekursrecht

Art.61 Strafbestimmungen

Art. 62 Inkrafttreten

Namens der Gemeindeversammlung

Der Präsident: V. Baumann

Vom Regierungsrat am 20. Juli 1989 genehmigt.
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Für behördliche Bemühungen in Anwendung dieser Verordnung sind
angemessene Gebühren nach Massgabe der regierungsrätlichen Ver-

ordnung über die Gebühren der Gemeindebehörde zu entrichteh.

lnnert 20 Tagen, vom Tage rlach der Zustellung an gerechnet, kann ge-
gen Beschlüsse des Gemeinderates mit begründeter Eingabe an den
Bezirksrat Uster rekurriert werden, sofern nicht ein anderes Verfahren
vorgeschrieben ist.

Die Übertretung dieser Verordnung und behördlicher Anordnungen,
die sich darauf stützen, wird mit Busse bestraft, sofern nicht eine Be-
strafung nach den einschlägigen Bestimmungen der Gewässer-
schutzgesetzgebung des Bundes und des Kantons erfolgt. Die Be-
strafung aufgrund andêrer kantonaler und eidgenössischer Vorschrif-
ten bleibt vorbehalten.

Diese Verordnung tritt nach Genehmigung durch die Baudirektion in

Kraft. Auf diesen Zeitpunkt werden alle bisherigen damit in Wider-
spruch stehenden Vorschriften, insbesondere die bisherige Verord-
nung über Abwasseranlagen der Gemeinde Egg vom 25' Juni'1973,
aufgehoben.

Der Schreiber: M. Zahner


